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Kanton Basel-Landschaft Landrat

Bericht der Geschäftsprüfungskommission an den Landrat

betr. Ueberprüfung der Umsetzung der neuen StPO per 1. Januar 2011, speziell in Bezug auf
Schnittstellen der neuen Organisation zwischen Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten
durch die GPK-Arbeitsgruppe Strafverfahren BL

vom 6. Juni 2013

I. Einleitung

Zum Tätigkeitsspektrum der Geschäftsprüfungskom-

mission des Landrats (GPK) gehört auch die Oberauf-

sicht über die W irkungskontrolle im Bereich der kan-

tonalen Gesetzgebung.  Dadurch soll der Landrat die1

systematische W irkung der von ihm erlassenen Grund-

lagen evaluieren, allfällige Mängel und Lücken in Ge-

setzen und Abläufen erkennen und nötigenfalls kor-

rigierend eingreifen können.

Mit der Einführung der schweizerischen Strafprozess-

ordnung (StPO) im  Kanton Basel-Landschaft per

1. Januar 2011 wurden diverse Reorganisationen für

die Umsetzung und Durchführung im Strafverfahren,

insbesondere im Bereich von Untersuchung und An-

klage, durchgeführt. Ein gut funktionierendes Justizsy-

stem ist wesentlicher Bestandteil der Glaubwürdigkeit

des Kantons. Nicht zuletzt auch die zum Teil in der

Öffentlichkeit diskutierten Folgen dieser Reorganisation

sowie der erste Bericht der Fachkommission bewogen

die GPK, sich den Fragen der Umsetzung und Konse-

quenzen dieses neuen Gesetzeserlasses zu widmen.

Von der Änderung der Strafprozessordnung sind die

Polizei, die Staatsanwaltschaft (STAW A) sowie die

Gerichte betroffen. Nur die GPK hat aus oberaufsichts-

rechtlicher Sicht die Kompetenz, alle drei Organisatio-

nen einer Prüfung zu unterziehen und den gesamten

Verfahrensablauf zu betrachten. Anlässlich einer Sit-

zung mit der GPK-Subkommission IV vom 25. Ju-

ni 2012 wurde Regierungsrat Reber über die Absicht 

der GPK informiert, insbesondere die Schnittstellen der

neuen Organisation zwischen Polizei, Staatsanwalt-

schaft und Gerichten zu untersuchen.

II. GPK-Arbeitsgruppe Strafverfahren BL

Die GPK beschloss an ihrer Sitzung vom 28. Juni 2012

mit 8:2 Stimmen (1 Enthaltung) die Einsetzung einer

Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Umsetzung der

neuen StPO, insbesondere der Schnittstellen im Ver-

fahrensablauf Polizei > Staatsanwaltschaft > Gerichte.

Ebenso bejahte die GPK den Beizug der juristischen

Beraterin der GPK, Catherine W estenberg, sowie von

a. Kantonsgerichtspräsident Peter Meier als externen

Berater.

In der Arbeitsgruppe Strafverfahren BL wirkten mit:

Rahel Bänziger

Stephan Grossenbacher

Hanni Huggel

Thomas Pfaff

Hanspeter W eibel (Präsident)

Catherine W estenberg (juristische Beraterin der GPK)

Peter Meier (externer Berater)

Valentin Misteli/Damian Zurschmiede (Sekretariat)

Die Arbeitsgruppe hatte den Auftrag zur Überprüfung

der Einführung der neuen StPO per 1. Januar 2011 in

folgenden Punkten:

• Umsetzung, Auswirkungen und Resultate in der

Praxis,

• Untersuchung der Umsetzung an den Schnitt-

stellen Polizei/Staatsanwaltschaft sowie Staats-

anwaltschaft/Gerichte,

• Prozessablauf (Koordinationsbedarf).

1 Landratsgesetz § 61 Geschäftsprüfungskom m ission

 Der Geschäftsprüfungskommission obliegen folgende Aufgaben:1

a. sie kontrolliert die kantonale Verwaltung, die Gerichte unter Vorbehalt der

Rechtsprechung, (...) im Rahmen der parlamentarischen Oberaufsicht;

c. sie führt Untersuchungen durch und berichtet dem Landrat über ihre Feststel-

lungen;

d. sie übt (...) die Oberaufsicht über die W irkungskontrolle im Bereich der kan-

tonalen Gesetzgebung aus.

 Die Geschäftsprüfungskommission kann vom R egierungsrat, vom Kantons-3

gericht, (...) besondere Berichte anfordern.

 Die Geschäftsprüfungskommission kann jederzeit von allen Behörden und4

Amtsstellen Auskünfte und Einsicht in die Akten verlangen.
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III. Vorgehen

Die «Arbeitsgruppe Strafverfahren BL» nahm am

10. September 2012 ihre Arbeit auf. Sie hat sich zu-

nächst umfassend dokumentiert und informiert. Zu den

Grundlagen zählten neben den Berichten der Fach-

kommission die Protokolle und Berichte der Justiz- und

Sicherheitskommission (JSK), die Darstellung der Ver-

änderungen alte/neue StPO und ausführliche Doku-

mentationen durch Polizei, Staatsanwaltschaft und Ge-

richte. Diese waren unterschiedlich detailliert und ent-

hielten Verfahrensabläufe sowie beispielsweise Verfah-

rensanweisungen, Organigramme und Verantwortlich-

keiten. Die Dokumente wurden bereitwillig zur Verfü-

gung gestellt, allerdings hätte es die GPK begrüsst,

wenn geänderte Dokumente unaufgefordert nachgelie-

fert worden wären. Zudem liess sich die Arbeitsgruppe

den theoretischen Ablauf eines Strafverfahrens mit

allen Möglichkeiten erläutern und dokumentieren.

An ihrer ersten Sitzung legte die Arbeitsgruppe fest,

dass Befragungen in Untergruppen vorbereitet und

durchgeführt werden. Dazu sollten Mitarbeitende aller

Funktionsstufen insbesondere zu Schnittstellenproble-

men Auskunft geben. Gemeinsam wurden die erstellten

umfangreichen Fragenkataloge koordiniert und abge-

sprochen.

In der W oche vom 28. Januar 2013 bis 1. Februar 2013

fanden Befragungen von insgesamt 21 Personen statt.

Die Befragungen wurden in Liestal je Organisationsein-

heit innerhalb von zwei Tagen durchgeführt, um Ab-

sprachen zwischen den Beteiligten auszuschliessen.

Dennoch entstand bei den Mitgliedern der Arbeitsgrup-

pe der Eindruck, dass sowohl Staatsanwältinnen und

-anwälte als auch Polizisten möglicherweise von ihren

Vorgesetzten auf die Gespräche «vorbereitet» worden

waren. Obwohl Mitarbeitende der Polizei gemäss ihren

Angaben vor ihrer Befragung im Rahmen eines Dienst-

rapports angehalten wurden, zu bestimmten Fragen

und Vorgängen keine Auskunft zu erteilen, stellte die

Arbeitsgruppe eine kooperative Haltung dieser Polizei-

angehörigen fest.

Die Befragungen dauerten im Schnitt 70 Minu-

ten. Sie waren dank mehrheitlich kooperierenden Mit-

arbeitenden ergiebig und erlaubten einen guten Einblick

in die Abläufe in der Praxis.

Die Resultate dieser Befragungen wurden aus-

gewertet und bilden eine wesentliche Grundlage für

diesen Bericht. 

Keine explizite Erwähnung finden in diesem Bericht

Probleme, welche die Einführung der neuen StPO mit

sich brachte, die aber zwischenzeitlich erkannt und

angegangen wurden.

IV. Neue Strafprozessordnung (StPO)
per 1.1.2011

1. Aufsicht und Oberaufsicht

Staatsanwaltschaft und Polizei fallen in den Aufsichts-

bereich des Regierungsrates. Die exekutive Aufgabe

besteht in der Dienstaufsicht und findet innerhalb der

Verwaltung statt. Sie umfasst die fachliche und recht-

liche Kontrolle der Aufgabenbewältigung und beinhaltet

ein W eisungsrecht gegenüber allen unterstellten Ein-

heiten einer Direktion. Bei der Staatsanwaltschaft be-

steht insofern eine Besonderheit, als dass diese «in der

Rechtsanwendung unabhängig und allein Recht und

Gerechtigkeit verpflichtet» ist . Als Hilfsorgan für die2

Aufsicht über die Staatsanwaltschaft steht dem Regie-

rungsrat die «Fachkommission Aufsicht über Staats-

anwaltschaft und Jugendanwaltschaft Basel-Land-

schaft» zur Seite.

Auf einer anderen Ebene bewegt sich die durch die

GPK ausgeübte parlamentarische Oberaufsicht, welche

eine unabhängige Kontrolle der Exekutive und der Judi-

kative (mit Ausnahme der Rechtsprechung) bezweckt.

Die politische Kontrolle der staatlichen Tätigkeit durch

die GPK beinhaltet kein W eisungsrecht; die Oberauf-

sicht kann dem für die Leistungserbringung verantwort-

lichen Regierungsrat jedoch Empfehlungen abgeben.

Mit Befremden reagierte die Arbeitsgruppe auf ein

Schreiben der Geschäftsleitung des Kantonsgerichtes,

welches offensichtlich Mühe damit bekundet, dass die

GPK ihren Auftrag der Oberaufsicht auch über die Ge-

richte wahrnimmt.

1.1 Die Fachkommission

a. Befugnisse und Aufgaben, Abgrenzung zur Ju-

stiz- und Sicherheitskommission (gesetzliche

Grundlagen)

§ 5 Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafpro-

zessordnung (EG StPO) hält fest:

 Der Regierungsrat übt die Aufsicht unter Beizug einer Fach-1

kommission aus.
 Die Fachkommission besteht aus 3 Mitgliedern. Mindestens2

2 Mitglieder sind Präsidentinnen oder Präsidenten eines
basellandschaftlichen Gerichts. In die Fachkommission ist
wählbar, wer über die erforderlichen Fachkenntnisse und
Praxiserfahrung in der Strafrechtspflege (namentlich in den
Bereichen Strafuntersuchung und Anklageerhebung) verfügt.
 Der Landrat wählt die Mitglieder der Fachkommission. Das3

Kantonsgericht hat ein Vorschlagsrecht für die gerichtlichen
Mitglieder der Fachkommission. Nicht wählbar sind Mitglieder
der basellandschaftlichen Strafverfolgungsbehörden sowie
praktizierende Anwältinnen und Anwälte.

2 EG StPO, Staatsanwaltschaft, § 3 Unabhängigkeit

Die Staatsanwaltschaft ist in der Rechtsanwendung unabhängig und allein

Recht und Gerechtigkeit verpflichtet (Artikel 4 Absatz 1 StPO).
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 Die Fachkommission führt im Auftrag des Regierungsrats4

oder von sich aus Inspektionen durch. Die Mitglieder der
Fachkommission können bei der Staatsanwaltschaft Aus-
künfte verlangen und Einsicht in die Akten nehmen. Sie un-
terstehen dem Amtsgeheimnis.
 Die Fachkommission berichtet dem Regierungsrat und der5

Justiz- und Sicherheitskommission zuhanden des Landrats
über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit und stellt eventuelle An-
träge für Massnahmen an den Regierungsrat. Der Regie-
rungsrat berichtet der Fachkommission und der Justiz- und
Sicherheitskommission über die Umsetzung der Massnah-
men.

b. Die Fachkommission als Hilfsorgan für die

Dienstaufsicht des Regierungsrates

Die in Abs. 1 genannte Aufsicht des Regierungsrates

entspricht einer Dienstaufsicht. Sie beinhaltet ein Ent-

scheidungs- und W eisungsrecht und ist eine Führungs-

aufgabe. Die Fachkommission ist Hilfsorgan der Regie-

rung und selbst nicht weisungsbefugt (Abs. 5).

Zu Schwierigkeiten in doppelter W eise führt die Formu-

lierung in Abs. 5, wonach die Fachkommission dem

Regierungsrat und der JSK zuhanden des Landrates

berichtet:

Einerseits wurde daraus sowohl von der JSK als auch

vom Regierungsrat der unzutreffende Schluss gezogen,

dass damit der JSK eine Oberaufsichtsfunktion zukom-

me. Einer solchen Interpretation steht insbesondere die

im Landratsgesetz § 61 definierte Oberaufsichtsfunkti-

on der GPK entgegen. Die Delegation oberaufsichts-

rechtlicher Kompetenzen an eine andere Kommission

würde einen Landratsbeschluss nach § 63 Landrats-

gesetz  voraussetzen.3

Andererseits ist die Regelung, nach welcher die Fach-

kommission (Hilfsorgan der Exekutive) auch an die JSK

und damit an den Landrat (Legislative) berichtet, ein

gesetzgeberischer Lapsus, der zu einer Vermischung

von Aufsicht und Oberaufsicht führt und damit die Ge-

waltentrennung tangiert. Regelmässige Beratung und

dadurch auch Bewertung der Berichte und Empfeh-

lungen der Fachkommission sind nicht mehr bloss Teil

der parlamentarischen Kontrolle, sondern greifen in die

Geschäftsführung und damit in die Domäne der Auf-

sicht ein.

Empfehlung an Regierungsrat

§ 5 EG StPO vermischt Aufsichts- und Oberauf-

sichtsfunktionen und steht damit im W iderspruch

zum Landratsgesetz:

Die GPK empfiehlt, Abs. 5 wie folgt anzupassen:

Die Fachkommission berichtet dem Regierungsrat5 

und der Justiz- und Sicherheitskommission zuhan-

den des Landrats über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit

und stellt ihm eventuelle Anträge für Massnahmen

an den Regierungsrat. Der Regierungsrat berichtet

der Fachkommission und der Justiz- und S i-

cherheitskommission über die Umsetzung der Mass-

nahmen.

c. Zusammensetzung

Mit zwei Strafgerichtspräsidenten wählte der Landrat

auf Vorschlag des Regierungsrates Personen in die

Fachkommission, die bezüglich der beaufsichtigten

Organisation (Staatsanwaltschaft) sowohl Empfänger

von Dienstleistungen (Anklageschriften der STAW A

gehen an die Strafgerichte) als auch Beeinflusser von

Leistungen der STAW A sind, indem sie mit ihren Ent-

scheiden formelle und materielle Voraussetzungen für

die Arbeit der STAW A schaffen. Volkstümlich ausge-

drückt werden Mitspieler auf dem  Feld zu Assi-

stenz-Schiedsrichtern.

Die GPK erachtet dies insbesondere dann als

problematisch, wenn aufgrund des Rotationsprinzips

ein Mitglied der Fachkom m ission auch noch das

Zwangsmassnahmengericht (ZMG) präsidiert und da-

mit entscheidend die Arbeit der STAW A beeinflussen

kann. Die z.T. öffentlich geäusserte Kritik aus dem Um-

feld der Strafgerichtspräsidien an der STAW A verstärkt

diese Problematik zusätzlich und vereinfacht die Arbeit

der STAW A nicht. Dies auch, weil die Fachkommission

die gleichen Themen (Pikettorganisation STAW A, Ver-

fahren aus einer Hand) weiterverfolgte, obwohl der

Regierungsrat diesbezüglich bereits einen Entscheid

getroffen hatte.

Empfehlung an Regierungsrat

Mit der jetzigen Zusammensetzung der Fachkom-

m iss ion werden «M itspieler auf dem  Feld zu

Assistenz-Schiedsrichtern»:

Die GPK empfiehlt, die Zusamm ensetzung der

Fachkommission zu prüfen, allenfalls die gesetzli-

chen Voraussetzungen anzupassen. Es sollten keine

Personen Mitglied der Fachkommission sein, die

Leistungsempfänger der STAW A sind und/oder die

Handlungsweise der STAW A beeinflussen können.

3 Landratsgesetz § 63: 
Der Landrat kann im Einzelfall und nach Anhören der Geschäftsprüfungs-

kommission anderen Kommissionen oberaufsichtsrechtliche Untersuchun-

gen übertragen. 
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d. Tätigkeitsbereich

Der Tätigkeitsbereich der Fachkommission als Hilfs-

organ kann nicht weiter reichen als die Aufsichtsfunkti-

on des Regierungsrates. Hier ist im  Lichte von § 4

StPO («Die Strafbehörden sind in der Rechtsanwen-

dung unabhängig und allein dem Recht verpflichtet»)

die Frage zu klären, inwieweit die Aufsicht im fachlichen

Bereich gehen darf. 

Der Regierungsrat kann der Staatsanwaltschaft inso-

weit W eisungen erteilen, als dafür eine gesetzliche

Grundlage besteht. Dies befreit die Staatsanwaltschaft

nicht davon, die W eisung des Regierungsrates auf ihre

Vereinbarkeit mit Bestimmungen der StPO zu über-

prüfen. Ob zum Beispiel die gesetzliche Grundlage im

Kanton Basel-Landschaft bei Fragen wie der Befugnis-

se von Untersuchungsbeauftragten (UB) im Pikett, de-

ren Kompetenzen allgemein oder dem Verfahren aus

einer Hand gegeben sind, damit der Regierungsrat (und

nicht die Staatsanwaltschaft) darüber entscheiden

kann, ist – soweit ersichtlich – nie geprüft worden.

Empfehlung an Regierungsrat

Der Tätigkeitsbereich der Fachkommission kann

nicht über den Aufsichtsbereich des Regierungsrates

hinausgehen:

Die GPK empfiehlt, den Tätigkeitsbereich von Regie-

rungsrat und Fachkommission in Abgrenzung zum

Kompetenzbereich der Staatsanwaltschaft zu de-

finieren und festzulegen.

2. Einführung der neuen Strafprozessord-
nung

Die Einführung der StPO nahm alle Beteiligten, ins-

besondere aber die neue Staatsanwaltschaft, ausser-

ordentlich stark in Anspruch. Dies hatte zur Folge, dass

zumindest in den ersten Monaten des Jahres 2011

nicht nur die Führung, sondern auch Staatsanwälte und

Untersuchungsbeauftragte einen erheblichen Teil ihrer

Arbeitszeit für die Umsetzung aufwenden mussten (die

Aussagen gehen von 60-70 % auf der Leitungsebene

bis zu 40-50 % auf Ebene eines Staatsanwaltes, bei

Untersuchungsbeauftragten ca. 20 %). 

Zum Verständnis dieser Belastung ist daran zu

erinnern, dass zeitgleich mehrere Problemfelder bewäl-

tigt werden mussten: 

• Die Einführung des neuen Verfahrensrechts, das

gegenüber der früheren Ordnung teilweise er-

hebliche Änderungen brachte. Dies bedingte

eine aufwändige Schulung aller Mitarbeitenden

(die allerdings zu einem grossen Teil bereits im

Vorjahr erfolgt war);

• die Schaffung und Einübung einer neuen Organi-

sation (die bisher getrennten Statthalterämter

und die frühere Staatsanwaltschaft mussten zur

neuen Staatsanwaltschaft zusam m engeführt

werden) sowie neuer Abläufe, die durch die

räumliche Zersplitterung nicht eben erleichtert

wurden;

• die Ausbildung des Grossteils der Mitarbeitenden

für ihren neuen, erweiterten Aufgabenbereich

(die meisten Mitarbeitenden verfügten entweder

über Kenntnisse im Untersuchungs- oder aber

im Anklagebereich und mussten den jeweils an-

dern Bereich erst erlernen). Hinzu kam, dass

auch gänzlich neue Mitarbeitende eingestellt

werden mussten.

• Die Einführung neuer Verfahrensfristen für die

STAW A stellt gegenüber den vorherigen Fristen

eine deutliche Beschleunigung des Verfahrens

dar; die dazugehörigen Abläufe sind aber noch

nicht auf diese Fristen abgestimmt.

• Der Ausbau der Parteirechte stellt höhere An-

forderungen formeller und materieller Art an die

Ermittlungsbehörden und schafft neue Hürden.

Rückblickend muss die Frage gestellt werden, ob man

sich hier nicht zu viel aufs Mal zugemutet hat: man hät-

te sich wohl einiges an Aufwand erspart, hätte man sich

in einer ersten Phase auf die Einführung des neuen

Verfahrensrechts und die damit zwingend notwendigen

strukturellen Anpassungen konzentriert, also ein Modell

gewählt, wie es z.B. der Kanton Basel-Stadt kennt, und

noch eine gewisse «interne» Trennung zwischen Unter-

suchung und Anklage hingenommen.

Fast alle Hauptabteilungen haben auf das sogenannte

Teammodell umgestellt (je ein Staatsanwalt und einige

Untersuchungsbeauftragte). Eine Abteilung (Sissach)

hat jedoch wieder untersuchende und anklagende

Staatsanwälte. Dort wurde das Teammodell zwar ein-

geführt, aber wieder rückgängig gem acht; in Ba-

sel-Stadt wird auch gemäss dieser Organisationsform

gearbeitet.

Nach Auffassung der Fachkommission findet hier ein

«Handwechsel» statt, der ihres Erachtens gemäss

StPO nicht mehr durchgeführt werden dürfte. Für die

Staatsanwaltschaft und die vorgesetzte Direktion liegt

so lange kein Handwechsel vor, als das Verfahren in-

nerhalb derselben Organisationseinheit geführt wird. 

Für kleine Abteilungen erscheint der Staatsan-

waltschaft dieses «Modell Sissach» sinnvoll. 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe stellt sich die Frage, inwie-

weit unterschiedliche Organisationsformen für die glei-

che Aufgabe zielführend sind, dies auch im Hinblick auf

die kommende Zusammenlegung von Hauptabteilun-

gen (z.B. Strafjustizzentrum Muttenz).

Die Einführung der neuen Strafprozessordnung und die

daraus resultierende Organisationsanpassung gingen

nicht ohne Nebengeräusche über die Bühne. Erfah-

rungsgemäss gibt es bei einer Umstellung Reibungs-
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verluste, höheren Aufwand und einen erhöhten Bedarf

an Führungsinterventionen. Hinzu kamen die von der

Öffentlichkeit registrierten Diskussionen, ausgelöst

einerseits durch die Berichte der Fachkommission,

andererseits durch Indiskretionen aus Polizeikreisen. 

Nach Einschätzung der Arbeitsgruppe wirkte sich aber

v.a. die zeitgleiche Reorganisation der Staatsanwalt-

schaft und der Polizei erschwerend aus. Die Arbeits-

gruppe konnte zu dieser Frage keine entsprechende

Projektorganisation feststellen. Auch eine Nachfrage

ergab, dass die noch offenen Fragen nicht projektmäs-

sig und koordiniert abgehandelt werden. 

Diese beiden Reorganisationen wurden weitgehend

selbständig, parallel und unkoordiniert durchgeführt,

obwohl für die Durchführung eines ordnungsgemässen

Strafverfahrens zahlreiche Berührungspunkte und

Schnittstellen zwischen Polizei (Ermittlung) und Staats-

anwaltschaft (Strafverfahren) bestehen und geregelt

sein müssen. Die Polizei optim iert isoliert ihre Organi-

sation, das Gleiche macht die Staatsanwaltschaft. Al-

lerdings bestehen zaghafte Versuche, in einzelnen kon-

kreten Fragestellungen Problemkreise anzugehen, z.B.

durch gemeinsame Schulungen.

W ährend der Einführungsphase manifestierten sich

zahlreiche Problemfelder, die aus Sicht der Arbeits-

gruppe weitgehend erkannt wurden und sich z.T. be-

reits in einer Behebungsphase befinden. Dazu gehören

beispielsweise die geringe Fallzahl-Bearbeitung (ins-

besondere bei den Anklagefällen), die Frage der Akten-

qualität, lange Verfahrensdauern sowie die erst seit

kurzem eingeführte Dokumentation der Gerichtsurteile

bei der STAW A. 

Es ist festzuhalten, dass die Arbeitsgruppe zu-

dem einen Entwicklungsprozess während der Untersu-

chungsdauer feststellen konnte.

Die Arbeitsgruppe gewann den Eindruck, dass insbe-

sondere in einer Anfangsphase die Zusammenarbeit an

den Schnittstellen einiges zu wünschen übrig liess. Sie

durfte aber feststellen, dass in der Zwischenzeit Ver-

besserungen erreicht wurden und empfiehlt, diese Zu-

sammenarbeit zu institutionalisieren. 

Erschwerend kamen nach Einschätzung der Arbeits-

gruppe Empfehlungen der Fachkommission hinzu, die

nicht geeignet waren, die offenkundigen Probleme an

den Schnittstellen zu lösen. Auch wenn immer noch

viele offene Problemfelder bestehen darf festgestellt

werden, dass es der Staatsanwaltschaft trotz widriger

Umstände gelungen ist, die Umstellung sachgerecht

vorzunehmen.

Empfehlungen an Regierungsrat

Die Arbeitsgruppe konnte keine dienststellenüber-

greifende Projektorganisation für die Einführung der

StPO feststellen:

Die GPK wiederholt hier die bereits andernorts vor-

genommene Empfehlung (Bericht 2012/122 Schwer-

punktthemen VGD), dass bei grösseren, direktions-

oder dienststellenübergreifenden Geschäften eine

entsprechende Projektorganisation einzusetzen ist.

Die GPK empfiehlt zu prüfen, ob unterschiedliche

Organisationsformen für die Erfüllung der Aufgabe

der Staatsanwaltschaft zielführend sind.

Die Zusammenarbeit der betroffenen Organisationen

soll stärker institutionalisiert werden.

3. Die Umsetzung der neuen Strafprozess-
ordnung

3.1 Erzielte Verbesserungen

Einhellig wird von den Befragten die Auffassung ver-

treten, dass mit der neuen StPO die Verfahren insge-

samt effizienter ausgestaltet werden könn(t)en, ins-

besondere weil auch der Übergang von der polizeili-

chen Ermittlung zum staatsanwaltschaftlichen Verfah-

ren eindeutiger definiert sei. Insgesamt sollten daraus

kürzere Verfahrensdauern resultieren.

Die Polizei sieht heute für sich mehr Spielraum in der

Ermittlungsarbeit. Zudem erleichtert der direkte Kontakt

zur Verfahrensleitung (STAW A) die Arbeit. Damit wird

eine engere Zusammenarbeit ermöglicht, die Verfahren

werden effizienter und die Resultate effektiver. Die GPK

könnte sich weitere Verbesserungen der Zusammen-

arbeit vorstellen, z.B. analog der Integration der Krimi-

nalpolizei in die Staatsanwaltschaft wie in Basel-Stadt.

Die STAW A kann durch den frühen Zeitpunkt der Über-

nahme der Verfahrensleitung und -verantwortung kon-

kreter Einfluss auf den Verlauf und die Schwerpunkte

der Ermittlungsarbeit nehmen. Durch das «Verfahren

aus einer Hand» (früher Statthalter als Untersuchungs-

richter und anklagender Staatsanwalt = zwei Behörden)

und durch organisatorische Verbesserungen im Straf-

befehlsverfahren werden kürzere Verfahrensdauern,

ein effizienter Einsatz der Mittel und eine Entlastung

von Übergabe- und Koordinationsaufwand erreicht.

Zudem wird die Koordination mit anderen Kantonen

aufgrund der Vereinheitlichung der Verfahren erleich-

tert.

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2012/2012-122.pdf
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Empfehlung an Regierungsrat

W eitere Möglichkeiten zur Steigerung der Schnitt-

stelleneffizienz zwischen Polizei und STAW A:

Die GPK empfiehlt im Hinblick auf die nächste Re-

organisation der Staatsanwaltschaft (Strafjustizzen-

trum Muttenz), z.B. die Integration der Kriminalpolizei

in die Staatsanwaltschaft zu prüfen.

3.2 Schwachstellen und Steigerungspotenzial

a. Fristen

Zentrale Nachteile der neuen StPO sind für die Straf-

untersuchungsbehörden die insgesamt verkürzten Fri-

sten. So hat die Polizei weiterhin nur 24 Stunden Zeit

ab Festnahme eines Tatverdächtigen, um bei Zufüh-

rung an die STAW A die hierfür erforderlichen Beweise

zu beschaffen Die STAW A ihrerseits hat alsdann neu

nur 24 weitere Stunden zur Verfügung (48 Stunden ab

Festnahme), um den dringenden Tatverdacht für die

Anordnung von Untersuchungs- und Sicherheitshaft

gegenüber dem ZMG nachweisen zu können.

Die polizeilichen Ermittlungsarbeiten bzw. die Organisa-

tion der Kriminaltechnik wurden diesen neuen Fristen

bis heute nicht angepasst. So werden z.B. nach wie vor

gewohnheitsmässig die kriminaltechnisch gesicherten

Spuren jeweils dienstags dem Institut für Rechtsmedi-

zin überstellt. Dies führt dazu, dass entscheidende Be-

weise und Erkenntnisse häufig erst nach Ablauf der

genannten Fristen zur Verfügung stehen und Tatver-

dächtige dann bereits wieder in Freiheit sind.

Durch die Verkürzung der Fristen, die erweiterten Par-

teirechte und die erhöhten formellen Anforderungen ist

der Zeitdruck für die Ermittlungsarbeit der Polizei

enorm gestiegen. Die internen Abläufe werden diesem

erhöhten Druck noch nicht gerecht. Insbesondere bei

einer Mehrfach-Täterschaft stossen die ermittelnden

Beamten rasch an Grenzen.

Empfehlung an Sicherheitsdirektion

Die Organisation von Polizei und STAW A wurde

nicht auf die verkürzten Fristen ausgerichtet:

Die GPK empfiehlt eine Überprüfung der internen

Abläufe, verstärkte Koordination bei Mehrfach-Täter-

schaft und Abstimmung der Organisation auf die

verkürzten Fristen.

Allenfalls ist über den W eg der Justiz- und Polizeidi-

rektorenkonferenz ein entsprechender Vorstoss zur

Verlängerung der Fristen zu prüfen.

b.  Formelle und materielle Anforderungen im Verfahren

Verschärft wird die Fristenproblematik dadurch, dass

das Zwangsmassnahmengericht (ZMG) und in der Fol-

ge die STAW A im Vergleich z.B. mit Basel-Stadt (oder

AG, SO, ZH) wesentlich höhere inhaltliche und formelle

Anforderungen an einen «dringenden Tatverdacht» zur

Verhängung der Untersuchungshaft stellen. Diese An-

forderungen führen zu schwierigen und belastenden

Situationen für die ermittelnden Polizeikräfte. Im Resul-

tat müssen gefasste Verdächtige wieder freigelassen

werden, weil die Polizei die hohen Anforderungen nicht

innert Frist erfüllen kann. Hier bestehen anscheinend

auch Definitionsunterschiede bezüglich «dringendem

Tatverdacht» zwischen STAW A und ZMG.

Der mit der Anwendung der neuen StPO gestiegene

Anteil an Administration und formalen Anforderungen,

die auch im Vergleich mit anderen Kantonen (BS, AG,

ZH) als nicht praxisgerecht beurteilt werden können,

erschwert die Arbeit. Hinzu kommen Schwierigkeiten

beim Zugriff auf Daten zur Identifizierung (z.B. darf die

Polizei aus Datenschutzgründen nicht auf die Bilddaten-

bank der Führerausweise zugreifen) sowie die lange

Bearbeitungsdauer bei der Kriminaltechnik bezüglich

Spurenauswertung, die in keinem Verhältnis zu den

vom Gesetz geforderten Fristen steht. Das kann dazu

führen, dass Tatverdächtige vorzeitig entlassen wer-

den, die Resultate mit den entsprechenden Beweisen

5-6 Tage später eintreffen und die soeben wieder Frei-

gelassenen im  Fahndungsregister ausgeschrieben

werden müssen.

Empfehlungen an Sicherheitsdirektion und ZMG

Es bestehen unterschiedliche formelle und materielle

Anforderungen im Vergleich zu anderen Kantonen:

Die GPK empfiehlt ein Überprüfen und Hinterfragen

der Verfahrensanforderungen im Vergleich mit Kan-

tonen wie BS, AG, SO und ZH.

Die GPK empfiehlt, die Definition des Begriffs «drin-

gender Tatverdacht» zwischen ZMG und STAW A zu

klären.

Die Arbeitsabläufe sind den Fristen der StPO an-

zupassen.

Grundsätzlich empfiehlt die GPK, die zugrundelie-

genden Probleme aufzulisten und zu eruieren, wel-

che Massnahmen ergriffen werden können.

Von Seiten der Polizei wird auch bemängelt, dass die

STAW A bestehende Kompetenzen ungenügend aus-

schöpfe (z.B. Beschlagnahme von werthaltigen Gegen-

ständen zur Begleichung von Verfahrenskosten und

Bussen). So wäre es durchaus möglich, z.B. bei Krimi-
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naltouristen, die m it dem eigenen Auto einreisen, die-

ses zu beschlagnahmen und gegebenenfalls zu ver-

werten. Ohne ein solches Vorgehen wird allenfalls ein

Strafbefehl mit einer Busse ausgestellt. Die Kriminal-

touristen dürfen jedoch das Land unbehelligt mit ihrem

Fahrzeug wieder verlassen. In der Folge wird weder die

Busse bezahlt, noch können die Verfahrenskosten ein-

getrieben werden.

Empfehlung an Staatsanwaltschaft

Die Staatsanwaltschaft schöpft ihre Kompetenzen

nicht aus:

Die GPK empfiehlt konsequentes Auflisten aller

Kompetenzen und deren Ausschöpfen durch die

STAW A. Beschlagnahmungen sind konsequent vor-

zunehmen.

c. Rückmeldungen/Informationsstand

Bezüglich Information und Rückmeldung über das wei-

tere Verfahren besteht ein unterschiedlicher Informa-

tionsstand bei den einzelnen Polizisten. Einige werden

vorbildlich über den Verlauf informiert und können bei

den Gerichtsverhandlungen anwesend sein. So erhal-

ten sie die Möglichkeit, die Bewertung ihrer Ermittlungs-

arbeit durch das Gericht zu erkennen und daraus

Schlüsse zu ziehen. Andere wiederum erfahren nicht,

wie das Verfahren weiterging. Bemängelt wird auch die

interne Führungsunterstützung innerhalb der Polizei,

insbesondere bei Unklarheiten über den weiteren Ver-

fahrensablauf.

Empfehlungen an Polizei

Die einzelnen Polizeimitarbeitenden sind ungleich

über das weitere Verfahren informiert:

Die GPK empfiehlt sicherzustellen, dass die beteilig-

ten Polizeibeamten systematisch über den weiteren

Verfahrensverlauf informiert werden.

Bei der Koordination an den Schnittstellen ist ver-

stärkt Führungsunterstützung zu gewährleisten.

d. Umgang mit Parteirechten

Durch die ausgebauten Parteirechte werden die Verfah-

ren aufwändiger. Die Strafverfolgung ist dadurch deut-

lich schwieriger geworden. Das Bundesrecht und das

dieses interpretierende Bundesgericht gehen klar über

die Standards der Europäischen Menschenrechtskon-

vention (EMRK) hinaus. Gerade bei Mehrfach-Täter-

schaft sind Polizei und Staatsanwaltschaft bei Befra-

gung, Beweissicherung und Akteneinsichtsrechten spe-

ziell gefordert, um hier keine formalen Fehler zu be-

gehen. 

Beschuldigte können ihre Rechte schon sehr

früh geltend machen und die Ermittlungen dadurch

verzögern. Die massive Ausweitung der Parteirechte

zieht einen erheblichen Ausbau der Bürokratie und der

formellen Anforderungen nach sich.

Empfehlung an Regierungsrat

Massiv ausgebaute Parteirechte erschweren die

Strafverfolgung:

Die GPK empfiehlt einen Vorstoss zur praxisgerech-

teren und immer noch EMRK-konformen Definition

der Parteienrechte auf nationaler Ebene, allenfalls

mit anderen Kantonen koordiniert.

e. «Verfahren aus einer Hand»/Delegation wesent-

licher Untersuchungshandlungen

Unklar ist auch die Situation bezüglich der «Verfahren

aus einer Hand» bzw. «Verfahren aus einem Kopf», wie

dies von der Fachkommission gefordert wird. Es be-

stehen innerhalb der STAW A uneinheitliche Organisa-

tionsformen, die auch auf den unterschiedlichen Kennt-

nisstand der Staatsanwälte zurückzuführen ist (je nach

Aufgabe in der vorherigen Staatsanwaltschaft bzw. im

einstigen Statthalteramt).

Die Fachkommission vertrat bereits in ihrem ersten

Tätigkeitsbericht vom 22. Dezember 2011 die Ansicht,

das in der StPO enthaltene «Verfahren aus einer

Hand» verlange, dass die Staatsanwältinnen und -an-

wälte die «wesentlichen Beweiserhebungen» persönlich

durchführen. Im W eiteren verlangte die Fachkommissi-

on, «dass die wesentlichen Einvernahmen durch die

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte persönlich vor-

zunehmen sind».

Die Staatsanwaltschaft ist der Meinung, das «Verfahren

aus einer Hand» verbiete nicht den Handwechsel in-

nerhalb der Staatsanwaltschaft. Es erlaube auch, dass

ein Staatsanwalt Untersuchungshandlungen an Unter-

suchungsbeauftragte delegiere. Diese Auffassung wur-

de im Urteil des Kantonsgerichts Basel-Landschaft,

Abteilung Strafrecht, vom 14. Mai 2012 zumindest in

Bezug auf die Haftanhörung explizit bestätigt. Darüber

hinaus hat das Kantonsgericht unter Hinweis auf die

Regelungskompetenz der Kantone festgestellt, dass

gemäss § 12 EG StPO die Untersuchungsbeauftragten

ausdrücklich befugt sind, unter der Leitung oder im

Auftrag der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte Un-

tersuchungshandlungen vorzunehmen.

In einem weiteren Urteil vom 29. Mai 2012 be-

stätigt das Kantonsgericht diese Haltung und führt im

weiteren aus: «Vielmehr steht der Staatsanwaltschaft in

der Frage, welche Untersuchungshandlungen ein

Staatsanwalt selber vornimmt und welche er an Unter-

suchungsbeamte delegiert – von den wesentlichen

Untersuchungshandlungen abgesehen – eine Organi-

sationsautonomie zu.»
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Das Kantonsgericht hat im Urteil vom 14. Mai 2012

festgestellt, dass es sich bei Einvernahmen und Haftan-

hörungen um delegierbare Untersuchungshandlungen

handelt.

Die Arbeitsgruppe kann nicht nachvollziehen, aus wel-

chen Gründen die Fachkommission diese gerichtliche

Entscheidung nur auf Haftanhörungen anwenden will.

Ganz grundsätzlich stellt sich auch die Frage, ob es

Aufgabe des Regierungsrates und damit auch der sie

unterstützenden Fachkommission sein kann und sein

darf, der Staatsanwaltschaft eine bestimmte Rechtsauf-

fassung vorzuschreiben.

Empfehlungen an Regierungsrat

Für die Organisation des Ablaufs ist gemäss § 7 EG

StPO die/der erste Staatsanwältin/-anwalt zuständig

und verantwortlich:

Die GPK empfiehlt, diesem Grundsatz nachzuleben.

Die GPK empfiehlt allen Beteiligten, sich an den Ur-

t e i le n  d e s  K a n t o n s g e r i c h t s  v o m  1 4 .  u n d

29. Mai 2012 zu orientieren.

f. Zwangsmassnahmengericht (ZMG)

Das ZMG ordnet die von der STAW A geforderten

Zwangsmassnahmen wie Untersuchungshaft, Haus-

durchsuchungen, Telefonüberwachung etc. an. Dabei

zeigte sich beidseitig Unsicherheit, wie mit dem neuen

Recht umzugehen sei. ZMG und STAW A waren noch

nicht mit ihrer Aufgabe vertraut, eine Praxis bestand

nicht. 

Die STAW A musste ihre neue Rolle erst erarbei-

ten. Vorher hatten die Statthalter als Untersuchungs-

richter die U-Haft veranlasst, nur bei Beschwerden oder

Verlängerungen musste der Richter entscheiden. Die

Kommunikation war auf beiden Seiten nicht sonderlich

gut. Inzwischen scheinen sich die Rollen besser einge-

spielt zu haben.

Die hohen formellen und materiellen Anforderungen

des ZMG führen zu Spannungen zwischen Polizei und

STAW A, da letztere, in Kenntnis dieser Anforderungen,

gar nicht mehr bereit sind, Verfahren zu eröffnen, bzw.

dem ZMG Anträge zu unterbreiten. W ährend in Ba-

sel-Stadt einfache Formalitäten für ZMG-Anträge aus-

reichen, müssen in Basel-Landschaft die Staatsanwälte

vor dem ZMG plädieren. 

Der W echsel im Präsidium des ZMG im April 2012

bewirkte aus Sicht der Staatsanwaltschaft eine Ver-

besserung der Zusammenarbeit und wirkte sich positiv

auf die Ermittlungsarbeit aus. Nach wie vor sind die

Anforderungen im interkantonalen Vergleich (BS, AG,

SO, ZH) jedoch als hoch zu bewerten. Die vom ZMG

bewilligten Haftdauern reichen oft nicht aus, um die

notwendigen Untersuchungshandlungen durchzuführen

und die erforderlichen Beweismittel beizubringen. Gera-

de auch in Verfahren mit ausländischen Straftätern

dauert die Beibringung von Beweismitteln mehrere W o-

chen (DNA-Abgleich). Zudem sind die Anforderungen

für weitere polizeiliche Ermittlungen höher, da jetzt für

jeden Vorgang entsprechende Formulare vorgeschrie-

ben sind. Die Zeiten, als ein einfaches Telefon für einen

Abklärungsauftrag genügte, sind Vergangenheit.

Empfehlung an Regierungsrat und ZMG

Die formellen und materiellen Anforderungen für die

Anordnung von Zwangsmassnahmen sind im inter-

kantonalen Vergleich (BS, AG, SO, ZH) als hoch zu

bewerten:

Die GPK empfiehlt die Festlegung von mit anderen

Kantonen abgestimmten Standards bezüglich mate-

rieller und formeller Anforderungen für Eingaben und

Anträge an das ZMG.

g. Rotationsprinzip beim ZMG-Präsidium

Ein Strafgerichtspräsidium muss für ein Jahr im Rota-

tionsprinzip das ZMG-Präsidium übernehmen. Daraus

ergeben sich organisatorische Probleme: W er in einem

Verfahren als ZMG-Präsidium involviert war, ist für das

Strafgericht wegen Vorbefasstheit nicht mehr einsetz-

bar («kontaminiert»). Dies führt bei länger dauernden

Strafuntersuchungen immer wieder zu Problemen, da

zu wenige nicht «kontaminierte» Strafgerichtspräsidien

für das eigentliche Verfahren zur Verfügung stehen,

was von allen angehörten Strafgerichtspräsidien als

Problem geschildert wurde.

Empfehlung an Regierungsrat

Die jährliche Rotation des ZMG-Präsidiums führt zu

organisatorischen Problemen:

Die GPK empfiehlt eine Überprüfung bzw. Erhöhung

des Rotationsintervalls auf 2 oder 3 Jahre. Allenfalls

könnte auch ein festes Präsidium eingerichtet wer-

den.

h. Pikettorganisation

Die heutige Pikettregelung (seit 1. Januar 2013) wird

von allen Befragten als unsinnig und unzweckmässig

bezeichnet. So dürfen z.B. seit 1. Januar 2013 Untersu-

chungsbeauftragte mit Pikettdienstbewilligung nur noch

ausserhalb der Bürozeiten Pikett mit sämtlichen staats-

anwaltschaftlichen Kompetenzen (ausgenommen Haft-

anträge) leisten. W ährend der ordentlichen Bürozeiten

sind ihnen diese Kompetenzen wieder entzogen. Nie-

mand kann vernünftig begründen, warum Untersu-

chungsbeauftragte m it Pikettbewilligung z.B. um
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07.55 Uhr noch eine Beschlagnahme anordnen kön-

nen, diese Kompetenz 5 Minuten später verlieren und

in der Mittagspause wieder erhalten.

Die heutige Praxis, gemäss der Untersuchungs-

beauftragte neben den anderen Zwangsmassnahmen

keine Haft im  Pikett beantragen können, widerspricht

einerseits der Regelung in § 2 Dekret zum Einführungs-

gesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung  und4

ist andererseits möglicherweise nicht bundesrechts-

konform.

Als verbesserungsfähig wird auch die Koordination der

Pikettorganisationen der STAW A und Polizei erachtet.

Hier kommt es hin und wieder zu Missverständnissen,

Zuständigkeitsproblemen und Rückdelegationen. So

führen insbesondere bei sich zeitlich überschneidenden

Pikettphasen die Absprachen zwischen Polizei- und

STAW A-Pikett zu erhöhtem Koordinationsaufwand mit

dem sich daraus ergebenden Missverständnis- und

Fehlerpotenzial.

Empfehlungen an Sicherheitsdirektion

Die heutige Pikettregelung wird als unzweckmässig

wahrgenommen:

Die GPK empfiehlt zu prüfen, ob § 2 Dekret EG

StPO dem Bundesrecht entspricht. Falls ja, ist ent-

weder die Pikettorganisation so zu ändern dass die

Untersuchungsbeauftragten – wie in § 2 vorgese-

hen – im Pikett sämtliche staatsanwaltschaftlichen

Kompetenzen einschliesslich Haftanträgen haben

oder aber die Pikettorganisation entsprechend der

W eisung Nr. 04/2012 auszugestalten.

Die Pikettorganisationen von Staatsanwaltschaft und

Polizei sind aufeinander abzustimmen.

i. Staatsanwaltschaft: Interne Organisation und

Arbeitsweise

D ie Staatsanwaltschaft is t heute an insgesam t

14 Standorten mit unterschiedlich grossen Einheiten

untergebracht. Dies wird von den Mitarbeitenden der

Staatsanwaltschaft als nachteilig empfunden und stellt

insbesondere an die Führung erhöhte Anforderungen.

Trotz der starken Dezentralisation verfügen die ein-

zelnen Hauptabteilungen nur über eine geringe Organi-

sationsautonomie, haben aber dennoch unterschiedli-

che Ausgestaltungen: so verfügen drei der insgesamt

sechs Hauptabteilungen über ein Strafbefehlsbüro (Ar-

lesheim, Liestal und Sissach, letzteres mit speziellen

Aufgaben). Diese unterschiedlichen Organisationsfor-

men dürften im Moment aus räumlichen Gründen sinn-

voll sein, sind aber im Hinblick auf die Verbesserungen

mit dem Bezug des Strafjustizzentrums Muttenz zu

überprüfen.

Empfehlung an Sicherheitsdirektion

Die dezentrale Struktur der Staatsanwaltschaft ver-

unmöglicht heute eine effiziente Organisation:

Die GPK empfiehlt, im Hinblick auf den Bezug des

Strafjustizzentrums Muttenz zu überprüfen, ob die

Effizienz mit einer Zentralisierung der Strafbefehls-

büros und weiterer Dienste (z.B. Buchhaltung) ge-

steigert werden kann.

j. Arbeitsbelastung und Betriebskultur

Die neue Organisation und die entsprechenden unter-

schiedlichen Anforderungen an Staatsanwälte und Un-

tersuchungsbeauftragte führen dazu, dass insbesonde-

re nicht juristisch ausgebildete UB ihre Karrierechancen

heute eher wieder bei der Polizei sehen. 

Die Belastung der STAW A-Mitarbeitenden scheint am

Limit (ca. 200 gleichzeitig hängige Verfahren pro Team

in Arlesheim).

Für die emotionale Verarbeitung von ausseror-

dentlich belastenden Situationen (z.B. Tötungsdelikte)

gibt es für Mitarbeitende keine institutionalisierten In-

strumente.

Untersuchungsbeauftragte ohne juristische Ausbildung

sind zum Teil frustriert. Sie haben nicht nur weniger

Kompetenzen, sondern auch kaum Aufstiegschancen,

dadurch steigt die Gefahr der Abwanderung und damit

e inhergehend des Verlusts an krim inalistischem

Know-how. Die damit möglicherweise entstehende Per-

sonalfluktuation stellt die Führung der STAW A vor spe-

zielle Probleme. Zudem hat insbesondere der hohe

Arbeitsaufwand in der Einführungsphase zu einer stär-

keren Belastung der Mitarbeitenden geführt. 

Die Reorganisation wurde von einzelnen Mit-

arbeitenden als Chance zur W eiterbildung und W eiter-

entwicklung wahrgenommen. Es ist aber unübersehbar,

dass nicht alle mit der Umstellung klarkommen bzw.

einzelne sich sogar als Verlierer dieser neuen Organi-

sation sehen. Die sich daraus ergebenden betriebs-

kulturellen Anforderungen sind speziell zu beachten.

Empfehlungen an Sicherheitsdirektion

Die Arbeitsbelastung der STAW A-Mitarbeitenden ist

hoch:

Die GPK empfiehlt eine systematische Überprüfung

der Belastung der einzelnen Mitarbeitenden. Es soll

auch geprüft werden, wie die Attraktivität der

UB-Stellen gesteigert werden kann.
4 Dekret EG StPO § 2 Untersuchungsbeauftragte im  Pikettdienst:

Untersuchungsbeauftragte haben im Pikettdienst die Kompetenz, Zwangs-

massnahmen anzuordnen beziehungsweise Haft dem Zwangsmassnah-

mengericht zu beantragen und die Pikettfälle vor diesem zu vertreten.
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V    Zusammenstellung aller Empfehlungen

1. Empfehlungen an den Regierungsrat

Empfehlung 1.1:

§ 5 EG StPO vermischt Aufsichts- und Oberaufsichts-

funktionen und steht damit im W iderspruch zum Land-

ratsgesetz.

Die GPK empfiehlt, Abs. 5 wie folgt anzupassen:

Die Fachkommission berichtet dem Regierungsrat und5 

der Justiz- und Sicherheitskommission zuhanden des

Landrats über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit und stellt

ihm eventuelle Anträge für Massnahmen an den Regie-

rungsrat. Der Regierungsrat berichtet der Fachkommis-

sion und der Justiz- und Sicherheitskommission über

die Umsetzung der Massnahmen.

Empfehlung 1.2:

Mit der jetzigen Zusammensetzung der Fachkommissi-

on werden «Mitspieler auf dem Feld zu Assistenz-

Schiedsrichtern»:

Die GPK empfiehlt, die Zusammensetzung der Fach-

kommission zu prüfen, allenfalls die gesetzlichen Vor-

aussetzungen anzupassen. Es sollten keine Personen

Mitglied der Fachkommission sein, die Leistungsem-

pfänger der STAW A sind und/oder die Handlungsweise

der STAW A beeinflussen können.

Empfehlung 1.3:

Der Tätigkeitsbereich der Fachkommission kann nicht

über den Aufsichtsbereich des Regierungsrates hin-

ausgehen:

Die GPK empfiehlt, den Tätigkeitsbereich von Regie-

rungsrat und Fachkommission in Abgrenzung zum

Kompetenzbereich der Staatsanwaltschaft zu definieren

und festzulegen.

Empfehlung 1.4:

Die Arbeitsgruppe konnte keine dienststellenübergrei-

fende Projektorganisation für die Einführung der StPO

feststellen:

Die GPK wiederholt hier die bereits andernorts vorge-

nommene Empfehlung (Bericht 2012/122 Schwerpunkt-

themen VGD), dass bei grösseren, direktions- oder

dienststellenübergreifenden Geschäften eine entspre-

chende Projektorganisation einzusetzen ist.

Die GPK empfiehlt zu prüfen, ob unterschiedliche Orga-

nisationsformen für die Erfüllung der Aufgabe der

Staatsanwaltschaft zielführend sind.

Die Zusammenarbeit der betroffenen Organisationen

soll stärker institutionalisiert werden.

Empfehlung 1.5:

W eitere Möglichkeiten zur Steigerung der Schnittstel-

leneffizienz zwischen Polizei und STAW A:

Die GPK empfiehlt im Hinblick auf die nächste Reorga-

nisation der Staatsanwaltschaft (Strafjustizzentrum

Muttenz), z.B. die Integration der Kriminalpolizei in die

Staatsanwaltschaft zu prüfen.

Empfehlung 1.6:

Massiv ausgebaute Parteirechte erschweren die Straf-

verfolgung:

Die GPK empfiehlt einen Vorstoss zur praxisgerechte-

ren und immer noch EMRK-konformen Definition der

Parteienrechte auf nationaler Ebene, allenfalls mit an-

deren Kantonen koordiniert.

Empfehlung 1.7:

Für die Organisation des Ablaufs ist gemäss § 7 EG

StPO die/der erste Staatsanwältin/-anwalt zuständig

und verantwortlich:

Die GPK empfiehlt, diesem Grundsatz nachzuleben.

Die GPK empfiehlt allen Beteiligten, sich an den Ur-

teilen des Kantonsgerichts vom 14. und 29. Mai 2012

zu orientieren.

Empfehlung 1.8:

Die formellen und materiellen Anforderungen für die

Anordnung von Zwangsmassnahmen sind im interkan-

tonalen Vergleich (BS, AG, SO, ZH) als hoch zu be-

werten:

Die GPK empfiehlt die Festlegung von mit anderen

Kantonen abgestimmten Standards bezüglich materiel-

ler und formeller Anforderungen für Eingaben und An-

träge an das ZMG.

Empfehlung 1.9:

Die jährliche Rotation des ZMG-Präsidiums führt zu

organisatorischen Problemen:

Die GPK empfiehlt eine Überprüfung bzw. Erhöhung

des Rotationsintervalls auf 2 oder 3 Jahre. Allenfalls

könnte auch ein festes Präsidium eingerichtet werden.

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2012/2012-122.pdf
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2. Empfehlungen an die Sicherheitsdirekti-
on

Empfehlung 2.1:

Die Organisation von Polizei und STAW A wurde nicht

auf die verkürzten Fristen ausgerichtet.

Die GPK empfiehlt eine Überprüfung der internen Ab-

läufe, verstärkte Koordination bei Mehrfach-Täterschaft,

Abstimmen der Organisation auf die verkürzten Fristen.

Allenfalls ist über den W eg der Justiz- und Polizeidirek-

torenkonferenz ein entsprechender Vorstoss zur Ver-

längerung der Fristen zu prüfen.

Empfehlung 2.2:

Es bestehen unterschiedliche formelle und materielle

Anforderungen im Vergleich zu anderen Kantonen:

Die GPK empfiehlt ein Überprüfen und Hinterfragen der

Verfahrensanforderungen im Vergleich mit Kantonen

wie BS, AG, SO und ZH.

Die GPK empfiehlt, die Definition des Begriffs «dringen-

der Tatverdacht» zwischen ZMG und STAW A zu klä-

ren.

Die Arbeitsabläufe sind den Fristen der StPO anzupas-

sen (organisatorische Massnahmen, technische Ergän-

zung).

Grundsätzlich empfiehlt die GPK, die zugrundeliegen-

den Probleme aufzulisten und zu eruieren, welche

Massnahmen ergriffen werden können.

Empfehlung 2.3:

Die heutige Pikettregelung wird als unzweckmässig

wahrgenommen:

Die GPK empfiehlt zu prüfen, ob § 2 Dekret EG StPO

dem Bundesrecht entspricht. Falls ja, ist entweder die

Pikettorganisation so zu ändern dass die Untersu-

chungsbeauftragten – wie in § 2 vorgesehen – im Pikett

sämtliche staatsanwaltschaftlichen Kompetenzen ein-

schliesslich Haftanträgen haben oder aber die Pikett-

organisation entsprechend der W eisung Nr. 04/2012

auszugestalten.

Die Pikettorganisationen von Staatsanwaltschaft und

Polizei sind aufeinander abzustimmen.

Empfehlung 2.4:

Die dezentrale Struktur der Staatsanwaltschaft verun-

möglicht heute eine effiziente Organisation:

Die GPK empfiehlt, im Hinblick auf den Bezug des

Strafjustizzentrums Muttenz zu überprüfen, ob die Effi-

zienz mit einer Zentralisierung der Strafbefehlsbüros

und weiterer Dienste (z.B. Buchhaltung) gesteigert wer-

den kann.

Empfehlung 2.5:

Die Arbeitsbelastung der STAW A-Mitarbeitenden ist

hoch.

Die GPK empfiehlt eine systematische Überprüfung der

Belastung der einzelnen Mitarbeitenden. Es soll auch

geprüft werden, wie die Attraktivität der UB-Stellen ge-

steigert werden kann.

* * *

3. Empfehlungen an die Polizei

Empfehlung 3.1:

Die einzelnen Polizeimitarbeitenden sind ungleich über

das weitere Verfahren informiert.

Die GPK empfiehlt sicherzustellen, dass die beteiligten

Polizeibeamten systematisch über den weiteren Verfah-

rensverlauf informiert werden.

Bei der Koordination an den Schnittstellen ist verstärkt

Führungsunterstützung zu gewährleisten.

* * *

4. Empfehlung an die Staatsanwaltschaft

Empfehlung 4.1:

Die Staatsanwaltschaft schöpft ihre Kompetenzen nicht

aus:

Die GPK empfiehlt konsequentes Auflisten aller Kom-

petenzen und deren Ausschöpfen durch die STAW A.

Beschlagnahmungen sind konsequent vorzunehmen.

* * *

5. Empfehlungen an das Zwangsmassnah-
mengericht

Empfehlung 5.1:

Es bestehen unterschiedliche formelle und materielle

Anforderungen im Vergleich zu anderen Kantonen:
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Die GPK empfiehlt ein Überprüfen und Hinterfragen der

Verfahrensanforderungen im Vergleich mit Kantonen

wie BS, AG, SO und ZH.

Die GPK empfiehlt, die Definition des Begriffs «dringen-

der Tatverdacht» zwischen ZMG und STAW A zu klä-

ren.

Die Arbeitsabläufe sind den Fristen der StPO anzupas-

sen (organisatorische Massnahmen, technische Ergän-

zung).

Grundsätzlich empfiehlt die GPK, die zugrundeliegen-

den Probleme aufzulisten und zu eruieren, welche

Massnahmen ergriffen werden können.

Empfehlung 5.2:

Die formellen und materiellen Anforderungen für die

Anordnung von Zwangsmassnahmen sind im interkan-

tonalen Vergleich (BS, AG, SO, ZH) als hoch zu be-

werten:

Die GPK empfiehlt die Festlegung von mit anderen

Kantonen abgestimmten Standards bezüglich materiel-

ler und formeller Anforderungen für Eingaben und An-

träge an das ZMG.

* * *

Liestal, 6. Juni 2013

Namens der GPK-Arbeitsgruppe Strafverfahren BL:

Hanspeter W eibel, Präsident

* * *

Die Geschäftsprüfungskommission hat den vorliegen-

den Bericht der Arbeitsgruppe Strafverfahren BL an

ihrer Sitzung vom 6. Juni 2013 behandelt und zuhanden

des Landrats verabschiedet.

VI Anträge an den Landrat

Die GPK beantragt dem Landrat mit 10:1 Stimmen

ohne Enthaltung, wie folgt zu beschliessen:

1. Der Landrat nimmt Kenntnis vom vorliegenden

Bericht der GPK-Arbeitsgruppe Strafverfahren

BL.

2. Den Empfehlungen wird zugestimmt und die

Adressaten werden beauftragt, dem Landrat in-

nert dreier Monate nach Landratsbeschluss eine

Stellungnahme zu den sie betreffenden Empfeh-

lungen abzugeben.

Liestal, 6. Juni 2013

Namens der Geschäftsprüfungskommission:

Hanspeter W eibel, Präsident
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